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vom 15. März 2006 Nr. IV.6-5 P 7010.1-4.19 125

1. Allgemeines

1.1 Anwendungsbereich
Die Richtlinien gelten für die Beförderung von
Lehrern, Sonderschullehrern, Fachlehrern
und Förderlehrern an staatlichen Volksschu-
len, Förderschulen und Schulen für Kranke.
Sie gelten sinngemäß für die nicht nur vorü-
bergehende Übertragung einer höherwerti-
gen Funktion als Vorstufe für eine spätere Be-
förderung. Für Berufsschullehrer, Realschul-
lehrer und Gymnasiallehrer an Förderschulen
und Schulen für Kranke gelten die Beförde-
rungsrichtlinien der jeweiligen Schulart. Den
Kommunen wird hinsichtlich ihrer Förder-
schulen empfohlen, die Richtlinien entspre-
chend anzuwenden.

1.2 Begriffsbestimmungen
Eine Beförderung ist eine Ernennung, durch
die ein anderes Amt mit höherem Endgrund-
gehalt und anderer Amtsbezeichnung verlie-
hen wird; Amtszulagen gelten als Bestandteil
des Grundgehalts (§ 4 Abs. 3 Satz 1 LbV).
Einer Beförderung steht es gleich, wenn ein
anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt
übertragen wird, ohne dass sich die Amtsbe-
zeichnung ändert (§ 4 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1
LbV).

1.3 Zuständigkeit
Zuständig für die Beförderung sind die Regie-
rungen als Ernennungsbehörden nach Maß-
gabe der ZustV-KM in der jeweils geltenden
Fassung.

1.4 Grundsätze für Beförderungen

1.4.1 Beamten- und laufbahnrechtliche Grundsät-
ze
Beförderungen sind nach Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung unter Beach-
tung der beamtenrechtlichen und laufbahn-
rechtlichen Bestimmungen (insbesondere

Art. 12 Abs. 2 und Art. 21 Abs. 2 BayBG sowie
§ 11 LbV) vorzunehmen. Die Berechnung von
Dienstzeiten, die Voraussetzung für eine Be-
förderung sind, richtet sich nach den Bestim-
mungen der Laufbahnverordnung. Ein An-
spruch auf Beförderung besteht nicht.

1.4.2 Haushaltsrechtliche Grundsätze
Beförderungen dürfen nur im Rahmen der zur
Bewirtschaftung zugewiesenen und freien
Planstellen vorgenommen werden. Sie sind
mit der Einweisung in die entsprechende
Planstelle zu verbinden. Die jeweilige haus-
haltsrechtliche Wiederbesetzungssperre von
Beförderungsstellen ist zu beachten.

1.5 Amtsbezeichnung
Die Beförderungsämter ergeben sich aus der
Bundesbesoldungsordnung A und der Bayeri-
schen Besoldungsordnung A sowie der Be-
kanntmachung der Bayerischen Staatsregie-
rung vom 27. August 1998 (KWMBl I S. 482),
geändert durch Bekanntmachung vom 6. No-
vember 2001 (Beilage zum StAnz Nr. 50/2001)
oder sonstigen Regelungen der Staatsregie-
rung nach Art. 89 Abs. 2 BayBG.

1.6 Beförderungszeitpunkt
Beförderungen oder Funktionsübertragun-
gen, die einen Lehrerwechsel in der Klassen-
leitung zur Folge haben, sollen zu Schuljah-
resbeginn vorgenommen werden.
Bei Auswahlentscheidungen ist die Beförde-
rung bzw. die Funktionsübertragung frühes-
tens zwei Wochen nach Verständigung der
nicht berücksichtigten Bewerber zulässig. Ein
Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz darf
nicht vorliegen.
Während einer Beurlaubung nach Art. 80 b
oder Art. 80 c BayBG sowie einer Elternzeit ist
eine Beförderung nicht vorzunehmen; dies gilt
nicht in den Fällen einer Teilzeitbeschäfti-
gung im Beamtenverhältnis während einer El-
ternzeit sowie in Fällen einer Teilzeitbeschäf-
tigung nach Art. 80 b Abs. 2 BayBG.

2. Stellenausschreibung

2.1 Ausschreibungspflicht
Die zu besetzenden Funktionsstellen an
Volksschulen und Förderschulen und Schulen
für Kranke sind im amtlichen Schulanzeiger
der Regierung auszuschreiben, die für die Be-
setzung der Funktionsstelle zuständig ist. Die
Stellenausschreibung ist zu wiederholen,
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wenn auf die erste Ausschreibung keine be-
rücksichtigungsfähigen Bewerbungen einge-
gangen sind.

2.2 Inhalt der Stellenausschreibung
In der Stellenausschreibung sind die Funkti-
onsstelle (Amt und Besoldungsgruppe), die
Schule oder der Zuständigkeitsbereich sowie
gegebenenfalls Besonderheiten der Schule
anzugeben. Die Stellenausschreibung soll ei-
nen Hinweis auf den in erster Linie angespro-
chenen Personenkreis enthalten. Ein beson-
deres Anforderungsprofil der zu besetzenden
Stelle ist aufzunehmen, wenn es ein wesentli-
ches Qualifikationsmerkmal darstellt, das sich
nicht bereits aus dem Amt selbst oder aus an-
derweitigen Regelungen ergibt.

Die Ausschreibung ist geschlechtsneutral zu
formulieren. Sie muss einen Hinweis darauf
enthalten, ob die jeweilige Stelle teilzeitfähig
oder nicht teilzeitfähig ist (Art. 7 Abs. 2
BayGlG). In Bereichen, in denen Frauen in er-
heblich geringerer Zahl beschäftigt sind als
Männer, sind Frauen besonders aufzufordern,
sich zu bewerben (Art. 7 Abs. 3 BayGlG). Zu-
dem ist zu vermerken, dass schwerbehinderte
Bewerber bei gleicher Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt werden.

Die Frist für die Einreichung der Bewerbung
muss mindestens zwei Wochen betragen (§ 3
Abs. 2 LbV).

2.3 Ausnahmen
Eine Stellenausschreibung entfällt, wenn die
Stelle mit einer Lehrkraft besetzt werden
kann, der damit eine ihrem Amt entsprechen-
de Verwendung (wieder) ermöglicht wird.
Dies gilt auch in Fällen sonstiger Versetzun-
gen, die nicht mit einer Beförderung verbun-
den sind bzw. eine solche unmittelbar vorbe-
reiten. Die Stellenausschreibung entfällt auch
dann, wenn die gestiegene Schülerzahl einer
Schule die Übertragung eines höherwertigen
Amtes ermöglicht und der bisherige Amtsin-
haber nach Feststellung der Regierung für das
neue Amt geeignet ist.

2.4 Privatschulen
Den Trägern privater Volksschulen oder pri-
vater Förderschulen und Schulen für Kranke
wird die Ausschreibung von Funktionsstellen
entsprechend Nr. 2.2 der Richtlinien empfoh-
len, wenn die Funktionen von staatlichen
Lehrkräften wahrgenommen werden sollen.
Die Ausschreibung erfolgt im amtlichen
Schulanzeiger als Hinweis auf eine zu beset-
zende Funktionsstelle und wird im nichtamtli-
chen Teil abgedruckt.

3. Auswahlverfahren

3.1 Grundsatz
Die Auswahl unter mehreren Bewerbern ist
nach pflichtgemäßem Ermessen nach den
Grundsätzen von Eignung, Befähigung und
fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Ge-
schlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, reli-

giöse und politische Anschauungen, Herkunft
oder Beziehungen zu treffen (Art. 33 Abs. 2
und Art. 3 Abs. 3 GG, Art. 94 Abs. 2 BV,
Art. 12 Abs. 2 BayBG, § 2 LbV).

3.2 Angehörigeneigenschaft
Die Berücksichtigung der Bewerbung einer
Lehrkraft um eine Funktion in der Schullei-
tung (Schulleiter, ständiger Vertreter und wei-
terer Vertreter der Schulleitung) ist ausge-
schlossen, wenn ein Angehöriger im Sinne des
Art. 20 Abs. 5 Bayerisches Verwaltungsver-
fahrensgesetz an der betreffenden Schule tä-
tig ist. Dies gilt nicht, wenn der Angehörige
sich für den Fall der Auswahl des Bewerbers,
zu dem die Angehörigeneigenschaft besteht,
mit der Wegversetzung von der Schule einver-
standen erklärt hat und die Wegversetzung
möglich ist.

3.3 Auswahlentscheidung
Eignung, Befähigung und fachliche Leistung
der Bewerber sind an den Anforderungen des
zu übertragenden Amtes zu messen. Der
dienstlichen Beurteilung kommt dabei beson-
dere Bedeutung zu (§ 10 Abs. 1 Satz 3 LbV).

Voraussetzung für die Teilnahme am Aus-
wahlverfahren ist damit grundsätzlich das
Vorliegen einer aktuellen dienstlichen Beur-
teilung. Ist eine dienstliche Beurteilung nicht
mehr aktuell, insbesondere, weil sie älter als
vier Jahre ist oder sich die Besoldungsgruppe
des Bewerbers infolge einer Beförderung (vgl.
§ 4 Abs. 3 LbV) zwischenzeitlich geändert hat,
so ist eine aktuelle Eignungs- und Leistungs-
einschätzung nach den für dienstliche Beur-
teilungen geltenden Maßstäben zu erstellen.
Eine aktuelle Eignungs- und Leistungsein-
schätzung als Ersatz für eine vor Vollendung
des 55. Lebensjahres unterbliebene periodi-
sche Beurteilung wird jedoch nicht erstellt,
wenn die periodische Beurteilung auf Antrag
der Lehrkraft unterblieb oder der Lehrkraft
ein Antragsrecht hinsichtlich einer periodi-
schen Beurteilung zustand; eine Teilnahme
am Auswahlverfahren ist in diesen Fällen aus-
geschlossen.

In den Fällen, in denen die in Betracht kom-
menden Bewerber nach den dienstlichen Be-
urteilungen im Wesentlichen gleich geeignet
sind, können weitere Kriterien ergänzend he-
rangezogen werden. Dies können z.B. frühere
Beurteilungen, insbesondere die vorletzte, die
Ergebnisse der Lehramtsprüfungen, berufli-
che Erfahrungen oder Fortbildungen ein-
schließlich einschlägiger Qualifizierungskur-
se sein.

Die Ernennungsbehörde soll mit geeigneten
Bewerbern Vorstellungsgespräche führen.
Ein Vorstellungsgespräch ersetzt nicht den
auf der Grundlage von dienstlichen Beurtei-
lungen vorzunehmenden Vergleich der Be-
werber nach Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung. Es muss so ausgestaltet sein,
dass die Bewerber die gleiche Chance haben,
ihre fachliche und persönliche Eignung unter



KWMBl I Nr. 6/200676

Beweis zu stellen (gleicher und ausreichend
bemessener Zeitraum, vergleichbare The-
menbereiche).

3.4 Schriftform
Die wesentlichen Auswahlerwägungen (ein-
schließlich der Erkenntnisse aus einem Vor-
stellungsgespräch) sind schriftlich festzuhal-
ten. Sie müssen sachgerecht und nachvoll-
ziehbar sein.

3.5 Verfahren
Bewerbungen um eine ausgeschriebene
Funktionsstelle sind bei der zuständigen Re-
gierung – im Volksschulbereich gesammelt
über das jeweilige Staatliche Schulamt – ein-
zureichen. Für jeden Bewerber ist – im Volks-
schulbereich durch das Staatliche Schulamt
und im Bereich der Förderschulen und Schu-
len für Kranke durch den Schulleiter – grund-
sätzlich eine schriftliche Stellungnahme zur
Eignung abzugeben. Die Regierung trifft die
Auswahlentscheidung, führt die erforderli-
chen Beteiligungsverfahren durch und infor-
miert die Bewerber.

3.6 Beteiligung der Personalvertretung
Die Beteiligung des Personalrats richtet sich
nach Art. 75 Abs. 1 Nr. 2 BayPVG. Unabhän-
gig davon ist bei schwerbehinderten Bewer-
bern die Schwerbehindertenvertretung zu
hören (§ 95 Abs. 2 SGB IX). Eine eventuelle
Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten
richtet sich nach Art. 18 Abs. 3 BayGlG.

3.7 Benachrichtigung der Bewerber von der Aus-
wahlentscheidung
Die Bewerber sind nach Abschluss des Aus-
wahlverfahrens einschließlich aller Beteili-
gungs- und Anhörungsverfahren von der Ent-
scheidung schriftlich zu verständigen.

Die erfolgreichen Bewerber sind davon zu un-
terrichten, dass die Entscheidung zu ihren
Gunsten erfolgt ist, die Ernennung oder die
Bestellung aber gesondert erfolgt.

Die nicht berücksichtigten Bewerber sind da-
von zu verständigen, dass unter Anwendung
der Kriterien Eignung, Befähigung und fachli-
che Leistung ein anderer Bewerber bevorzugt
wurde. Der Name, die Funktion und der
Dienstort des erfolgreichen Bewerbers ist den
nicht berücksichtigten Bewerbern bekannt zu
geben. Eine Rechtsbehelfsbelehrung erfolgt
nicht.

4. Nicht regelmäßig zu durchlaufende Ämter
(§ 11 Abs. 1 Satz 2 LbV)

Das Staatsministerium für Unterricht und Kul-
tus bestimmt mit Zustimmung des Landesper-
sonalausschusses (Abschnitt E ARLPA), dass
zu den nicht regelmäßig zu durchlaufenden
Ämtern gehören:

4.1 In der Laufbahn der Lehrer:
4.1.1 Bei der Beförderung von einem Amt der

BesGr. A 12 in Ämter der BesGr. A 13 die Äm-
ter der BesGr. A 12 + AZ.

4.1.2 Bei der Beförderung von einem Amt der
BesGr. A 12 zum Seminarrektor der BesGr. A
13 + AZ die Ämter der BesGr. A 12 + AZ und
der BesGr. A 13.

4.1.3 Bei der Beförderung eines Lehrers, der das
Amt des Leiters einer Volksschule (BesGr. A
12 + AZ) mindestens drei Jahre ausgeübt und
dieses infolge schulorganisatorischer Maß-
nahmen verloren hat und nun eine Aus-
gleichszulage nach § 13 Abs. 1 BBesG erhält,
in ein Amt der BesGr. A 13 + AZ oder der
BesGr. A 14 das Amt der BesGr. A 13 oder die
Ämter der BesGr. A 13 und A 13 + AZ.

4.1.4 Bei der Beförderung von einem Amt der
BesGr. A 12 + AZ zum Rektor der BesGr. A 13
+ AZ oder der BesGr. A 14 die Ämter der
BesGr. A 13 oder der BesGr. A 13 + AZ.

4.1.5 Bei der Beförderung von einem Amt der
BesGr. A 13 zum Rektor der BesGr. A 14 das
Amt der BesGr. A 13 + AZ.

Es können damit beispielsweise unmittelbar
– Lehrer der BesGr. A 12 zu Rektoren oder

Konrektoren der BesGr. A 13,
– Lehrer der BesGr. A 12, Rektoren, Konrek-

toren oder Zweite Konrektoren der BesGr.
A 12 + AZ zu Seminarrektoren der BesGr.
A 13 + AZ,

– Rektoren, Konrektoren oder Zweite Kon-
rektoren der BesGr. A 12 + AZ sowie Rekto-
ren und Konrektoren der BesGr. A 13 zu
Rektoren der BesGr. A 13 + AZ oder der
BesGr. A 14 befördert werden.

4.2 In der Laufbahn der Sonderschullehrer:
4.2.1 Bei der Beförderung eines Sonderschullehrers

oder Sonderschuloberlehrers der BesGr. A 13
in Ämter der BesGr. A 14 das Amt eines Son-
derschuloberlehrers der BesGr. A 13 + AZ.

4.2.2 Bei der Beförderung eines Sonderschullehrers
oder Sonderschuloberlehrers der BesGr. A 13
in ein Amt der BesGr. A 14 + AZ die Ämter der
BesGr. A 13 + AZ und A 14.

4.2.3 Bei der Beförderung eines Sonderschulober-
lehrers der BesGr. A 13 + AZ zum Seminarrek-
tor der BesGr. A 14 + AZ die Ämter der BesGr.
A 14.

4.2.4 Bei der Beförderung von einem Amt der
BesGr. A 14 in ein Amt der BesGr. A 15 die
Ämter der BesGr. A 14 + AZ.

4.2.5 Bei der Beförderung von einem Amt der
BesGr. A 14 + AZ in ein Amt der BesGr. A 15 +
AZ ein Amt der BesGr. A 15.

Es können damit beispielsweise unmittelbar
– Sonderschullehrer und Sonderschulober-

lehrer der BesGr. A 13 zu Sonderschulrekto-
ren, Sonderschulkonrektoren oder Zweiten
Sonderschulkonrektoren der BesGr. A 14,

– Sonderschullehrer und Sonderschulober-
lehrer der BesGr. A 13 bzw. Sonderschul-
oberlehrer der BesGr. A 13 + AZ zu Sonder-
schulrektoren, Sonderschulkonrektoren
und Seminarrektoren der BesGr. A 14 + AZ,

– Sonderschulrektoren, Sonderschulkonrek-
toren oder Zweite Sonderschulkonrektoren
der BesGr. A 14 zu Sonderschulrektoren der
BesGr. A 15,
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– Sonderschulrektoren und Sonderschulkon-
rektoren der BesGr. A 14 + AZ zu Direkto-
ren der Landesschulen der BesGr. A 15 + AZ
befördert werden.

5. Beförderungen in Ämter für Schulleiter und
Schulleiterstellvertreter

5.1 Grundsatz
Die Einstufung der Ämter von Schulleitern
und Schulleiterstellvertretern an Volksschu-
len sowie an Förderschulen und Schulen für
Kranke ist besoldungsrechtlich an eine be-
stimmte Schülerzahl geknüpft. Die Planstellen
für diese Ämter werden im Haushalt nach den
Schülerzahlen ausgebracht, die zum 1. Okto-
ber des jeweiligen Haushaltsjahres voraus-
sichtlich erreicht werden (Art. 14 Abs. 1 Bay-
BesG). Beförderungen sind aber nur entspre-
chend den am 1. Oktober tatsächlich erreich-
ten Schülerzahlen möglich. Die Übertragung
der Funktion soll dessen ungeachtet bereits zu
Schuljahresbeginn erfolgen.

5.2 Ermittlung der Schülerzahl
Bei der Ermittlung der erforderlichen Schüler-
zahl bleiben Schulvorbereitende Einrichtun-
gen unberücksichtigt.

An einer Berufsschule zur sonderpädagogi-
schen Förderung mit Teilzeitunterricht rech-
nen 2,5 Unterrichtsteilnehmer mit Teilzeitun-
terricht als einer (vgl. Nr. 6 der Vorbemerkun-
gen zu den Bayerischen Besoldungsordnun-
gen).
Sonderpädagogische Förderzentren gelten als
sonstige Volksschulen zur sonderpädagogi-
schen Förderung. Bei der Berechnung der für
die Einstufung der Ämter in der Schulleitung
maßgebenden Schülerzahl werden Schüler,
die auf der Grundlage des Lehrplans der
Schule zur Lernförderung unterrichtet wer-
den, und Schüler in Schulen bzw. Klassen für
Kranke mit dem Faktor 0,67 berücksichtigt
(vgl. Nr. 8 Sätze 2 und 3 der Vorbemerkungen
zu den Bayerischen Besoldungsordnungen).

Die durch die Mobilen Sonderpädagogischen
Dienste einer Förderschule betreuten Schüler
mit sonderpädagogischem Förderbedarf an
allgemeinen Schulen werden bei der Einstu-
fung von Schulleitern und Schulleiterstellver-
tretern der allgemeinen Schulen mit dem Fak-
tor 1,0 berücksichtigt; bei der Einstufung von
Schulleitern und Schulleiterstellvertretern der
Förderschule wird für jeweils vier angefange-
ne Lehrerwochenstunden ein Schüler berech-
net (vgl. Nr. 8 Satz 4 der Vorbemerkungen zu
den Bayerischen Besoldungsordnungen).

5.3 Nachhaltige Sicherung der Schülerzahl
Die für die Beförderung erforderliche Schüler-
zahl muss nachhaltig gesichert sein. Bei der
Neubesetzung einer Funktionsstelle (Aus-
schreibung) ist eine nachhaltige Sicherung
gegeben, wenn die Schülerzahl in den nächs-
ten drei Schuljahren (Stichtag 1. Oktober) vor-
liegt. Bei einer Beförderung infolge gestiege-
ner Schülerzahlen muss die Schülerzahl in

den nächsten drei Schuljahren einschließlich
des aktuellen Schuljahres gesichert sein. Als
Grundlage für diese Prognose sind insbeson-
dere die Geburtenzahlen, die sonstige Bevöl-
kerungsentwicklung, die Erfahrungsquote
aus den Schullaufbahnentscheidungen sowie
schulorganisatorische Maßnahmen zu be-
rücksichtigen.

5.4 Erforderliche dienstliche Beurteilungen
Für die Beförderung in Ämter für Schulleiter
und Schulleiterstellvertreter ist Vorausset-
zung, dass in der aktuellen dienstlichen Beur-
teilung (vgl. hierzu Nr. 3.3 der Richtlinien) ne-
ben einer entsprechenden Verwendungseig-
nung (vgl. Abschnitt A Nr. 3 der Richtlinien für
die dienstliche Beurteilung und den Leis-
tungsbericht für Lehrkräfte an staatlichen
Schulen in Bayern) mindestens folgende Be-
wertungsstufe erreicht wurde:

5.4.1 Volksschule
5.4.1.1 Beförderung zum

– Konrektor der BesGr. A 12 + AZ
– Zweiten Konrektor der BesGr. A 12 + AZ
mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die den Anforderungen insgesamt
entspricht“ (EN)

5.4.1.2 Beförderung zum
– Rektor der BesGr. A 12 + AZ
– Konrektor der BesGr. A 13
– Rektor der BesGr. A 13
mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“
(UB)

5.4.1.3 Beförderung zum
– Rektor der BesGr. A 13 + AZ
– Rektor der BesGr. A 14
mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“
(UB) in einem Amt mindestens der BesGr. A 12
+ AZ sowie eine mindestens zweijährige Tä-
tigkeit in einer entsprechenden Funktion

5.4.2 Förderschule und Schule für Kranke
5.4.2.1 Beförderung zum

– Sonderschulkonrektor der BesGr. A 14
– Zweiten Sonderschulkonrektor der BesGr.

A 14
mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die den Anforderungen insgesamt
entspricht“ (EN)

5.4.2.2 Beförderung zum
– Sonderschulkonrektor der BesGr. A 14 +AZ
– Sonderschulrektor der BesGr. A 14
– Sonderschulrektor der BesGr. A 14 + AZ
mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“
(UB)

5.4.2.3 Beförderung zum
Sonderschulrektor der BesGr. A 15
mindestens die Bewertungsstufe

„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“
(UB) in einem Amt mindestens der BesGr. A 14
sowie eine mindestens zweijährige Tätigkeit
in einer entsprechenden Funktion
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6. Beförderung in Ämter für Seminarleiter

6.1 Lehramt Grundschule und Lehramt Haupt-
schule
Voraussetzung für eine Beförderung in das
Amt des Seminarrektors der BesGr. A 13 + AZ
als Leiter eines Seminars für das Lehramt an
Grundschulen oder das Lehramt an Haupt-
schulen ist in der aktuellen dienstlichen Be-
urteilung (vgl. hierzu Nr. 3.3 der Richtlinien)
neben einer entsprechenden Verwendungs-
eignung (vgl. Abschnitt A Nr. 3 der Richtlinien
für die dienstliche Beurteilung und den Leis-
tungsbericht für Lehrkräfte an staatlichen
Schulen in Bayern) mindestens die Bewer-
tungsstufe
– „Leistung, die die Anforderungen beson-

ders gut erfüllt“ (BG) als Lehrer der BesGr.
A 12 oder

– „Leistung, die die Anforderungen über-
steigt“ (UB) in einem Amt mindestens der
BesGr. A 12 + AZ.

Voraussetzung für die Übertragung des Amtes
Seminarrektor der BesGr. A 14 als Leiter ei-
nes Studienseminars für das Lehramt an
Grundschulen oder das Lehramt an Haupt-
schulen ist eine aktuelle dienstliche Beurtei-
lung als Seminarrektor der BesGr. A 13 + AZ
mit mindestens der Bewertungsstufe „Leis-
tung, die die Anforderungen übersteigt“ (UB).

6.2 Lehramt Sonderschule
Voraussetzung für eine Bestellung zum Leiter
eines Seminars für die Ausbildung von Son-
derschullehrern ist in der aktuellen dienstli-
chen Beurteilung (vgl. hierzu Nr. 3.3 der
Richtlinien) neben einer entsprechenden Ver-
wendungseignung (vgl. Abschnitt A Nr. 3 der
Richtlinien für die dienstliche Beurteilung und
den Leistungsbericht für Lehrkräfte an staat-
lichen Schulen in Bayern) mindestens die Be-
wertungsstufe
– „Leistung, die die Anforderungen beson-

ders gut erfüllt“ (BG) als Sonderschullehrer
der BesGr. A 13 oder Sonderschuloberleh-
rer der BesGr. A 13 + AZ oder

– „Leistung, die die Anforderungen über-
steigt“ (UB) in einem Amt mindestens der
BesGr. A 14.

Die Reihenfolge von Beförderungen in das
Amt des Seminarrektors der BesGr. A 14 + AZ
wird unbeschadet der Zuständigkeit der Re-
gierungen als Ernennungsbehörde vom
Staatsministerium festgelegt.

6.3 Fachlehrer
Voraussetzung für die Übertragung des Amtes
Fachlehrer der BesGr. A 12 als Leiter eines
Seminars für die Ausbildung von Fachlehrern
ist eine mindestens vierjährige Dienstzeit im
Amt der BesGr. A 11 sowie in der aktuellen
dienstlichen Beurteilung neben einer entspre-
chenden Verwendungseignung (vgl. Ab-
schnitt A Nr. 3 der Richtlinien für die dienstli-
che Beurteilung und den Leistungsbericht für
Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern)
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung,

die die Anforderungen besonders gut erfüllt“
(BG).

6.4 Förderlehrer
Voraussetzung für die Übertragung des Amtes
Förderlehrer der BesGr. A 12 als Leiter eines
Seminars für die Ausbildung von Förderleh-
rern ist in der aktuellen dienstlichen Beurtei-
lung neben einer entsprechenden Verwen-
dungseignung (vgl. Abschnitt A Nr. 3 der
Richtlinien für die dienstliche Beurteilung und
den Leistungsbericht für Lehrkräfte an staatli-
chen Schulen in Bayern) mindestens die Be-
wertungsstufe „Leistung, die die Anforderun-
gen besonders gut erfüllt“ (BG).

7. Beförderung in Ämter für Schulpsychologen

7.1 Schulpsychologen mit einem Erweiterungs-
studium der Psychologie mit schulpsycholo-
gischem Schwerpunkt im Rahmen des Lehr-
amtsstudiums
In das Amt eines Beratungsrektors der BesGr.
A 12 + AZ können Lehrkräfte befördert wer-
den, die das Studium für das Lehramt an
Grundschulen oder das Lehramt an Haupt-
schulen durch das Studium der Psychologie
mit schulpsychologischem Schwerpunkt, das
an die Stelle eines Unterrichtsfaches getreten
ist, erweitert haben.

Voraussetzung für die Beförderung in das Amt
eines Beratungsrektors der BesGr. A 12 + AZ
an Grundschulen und an Hauptschulen ist in
der aktuellen dienstlichen Beurteilung min-
destens die Bewertungsstufe „Leistung, die
die Anforderungen besonders gut erfüllt“
(BG).

Zur Übertragung des Amtes Beratungsrektor
der BesGr. A 13 als Koordinator für die Schul-
beratung an Grund- und Hauptschulen be-
darf es einer aktuellen dienstlichen Beurtei-
lung als Beratungsrektor der BesGr. A 12 + AZ
mit mindestens der Bewertungsstufe „Leis-
tung, die die Anforderungen übersteigt“ (UB).

7.2 Schulpsychologen mit einem abgeschlosse-
nen Zweitstudium der Psychologie
Voraussetzung für eine Beförderung in das
Amt eines Beratungsrektors der BesGr. A 13
an Grundschulen und Hauptschulen sowie in
das Amt eines Beratungsrektors der BesGr.
A 14 an Förderschulen und Schulen für Kran-
ke ist neben der entsprechenden Lehrbefähi-
gung ein abgeschlossenes Zweitstudium der
Psychologie von mindestens vier Semestern
sowie eine aktuelle dienstliche Beurteilung
mit mindestens der Bewertungsstufe „Leis-
tung, die die Anforderungen besonders gut er-
füllt“ (BG).

Zur Übertragung des Amtes des Beratungs-
rektors der BesGr. A 14 als Koordinator für die
Schulberatung an Grund- und Hauptschulen
bedarf es einer aktuellen dienstlichen Beur-
teilung als Beratungsrektor der BesGr.
A 13 mit mindestens der Bewertungsstufe „Leis-
tung, die die Anforderungen übersteigt“ (UB).
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8. Beförderung in ein Amt für qualifizierte Be-
ratungslehrer

Voraussetzung für eine Beförderung in das
Amt eines Beratungsrektors der BesGr. A 13
als qualifizierter Beratungslehrer an Grund-
schulen und Hauptschulen ist neben der ent-
sprechenden Lehrbefähigung grundsätzlich
eine Erweiterung der Ersten Staatsprüfung
gemäß § 109 LPO I im Fach Beratungslehr-
kraft sowie in der aktuellen dienstlichen Beur-
teilung mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“
(UB).

9. Beförderung in ein Amt für Systembetreuer

Voraussetzung für eine Beförderung in das
Amt eines Beratungsrektors der BesGr. A 13
als Systembetreuer an Volksschulen ist neben
der Betreuung von mindestens 60 Computer-
arbeitsplätzen in der aktuellen dienstlichen
Beurteilung mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“
(UB).

10. Beförderung zum Sonderschuloberlehrer

Das Amt des Sonderschuloberlehrers der
BesGr. A 13 + AZ darf nach Fußnote 6 zur
BesGr. A 13 BayBesO frühestens nach einer
Dienstzeit von 10 Jahren als planmäßiger Son-
derschullehrer verliehen werden. Es kann nur
nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden
Planstellen übertragen werden. Das Staatsmi-
nisterium bestimmt in diesem Rahmen die
Reihenfolge der möglichen Beförderungen.

11. Übertragung des Amtes Fachlehrer der
BesGr. A 11

Das Amt des Fachlehrers der BesGr. A 11 darf
nach Fußnote 2 zur BesGr. A 11 BayBesO frü-
hestens nach einer achtjährigen Lehrtätigkeit
nach Erwerb der Laufbahnbefähigung oder
einer Dienstzeit von 4 Jahren seit der Anstel-
lung als Fachlehrer übertragen werden. Es
kann nur nach Maßgabe der zur Verfügung
stehenden Planstellen übertragen werden.
Das Staatsministerium bestimmt in diesem
Rahmen die Reihenfolge der möglichen Beför-
derungen.

12. Übertragung des Amtes Fachlehrer der
BesGr. A 12 an Berufsschulen zur sonderpä-
dagogischen Förderung

Für die Beförderung von gewerblichen Fach-
lehrern an Berufsschulen zur sonderpädago-
gischen Förderung in die BesGr. A 12 gelten
grundsätzlich die Beförderungsrichtlinien der
beruflichen Schulen. Das Staatsministerium
bestimmt in diesem Rahmen die Reihenfolge
der möglichen Beförderungen.

13. Übertragung des Amtes Förderlehrer der
BesGr. A 10

Das Amt des Förderlehrers der BesGr. A 10
kann nur nach Maßgabe der zur Verfügung
stehenden Planstellen übertragen werden.
Das Staatsministerium bestimmt in diesem
Rahmen die Reihenfolge der möglichen Beför-
derungen.

14. Übertragung des Amtes Förderlehrer der
BesGr. A 11

Voraussetzung für die Übertragung des Amtes
Förderlehrer als Koordinator fachlicher Auf-
gaben und als Fachberater der Schulaufsicht
auf Schulamtsebene der BesGr. A 11 ist in der
aktuellen dienstlichen Beurteilung neben ei-
ner entsprechenden Verwendungseignung
(vgl. Abschnitt A Nr. 3 der Richtlinien für die
dienstliche Beurteilung und den Leistungsbe-
richt für Lehrkräfte an staatlichen Schulen in
Bayern) mindestens die Bewertungsstufe
„Leistung, die die Anforderungen besonders
gut erfüllt“ (BG).

15. Staatliche Lehrkräfte und Förderlehrer an
privaten Volksschulen sowie privaten För-
derschulen und Schulen für Kranke

15.1 Grundsatz
Staatliche Lehrkräfte und Förderlehrer, die
privaten Volksschulen oder privaten Förder-
schulen und Schulen für Kranke zugeordnet
sind, werden unter den gleichen Vorausset-
zungen befördert wie die Lehrkräfte und För-
derlehrer an staatlichen Volksschulen sowie
Förderschulen und Schulen für Kranke.

15.2 Schulleiter und Schulleiterstellvertreter
Bestellt ein Träger einer privaten Volksschule,
einer privaten Förderschule oder Schule für
Kranke eine staatliche Lehrkraft im Beamten-
verhältnis zum Schulleiter oder Schulleiter-
stellvertreter, kann diese unter folgenden Vo-
raussetzungen in ein entsprechendes Amt be-
fördert werden:
– Die Funktionsstelle war im nichtamtlichen

Teil des amtlichen Schulanzeigers ausge-
schrieben (Nr. 2.4 der Richtlinien).

– Der Schulträger hat ein Auswahlverfahren
durchgeführt, das dem in Nr. 3.1 bis 3.4 der
Richtlinien festgelegten Verfahren ent-
spricht; dabei kann der private Schulträger
Bewerber ablehnen, die nach seinen allge-
mein festgelegten Grundsätzen bei ihm
nicht als Lehrkraft beschäftigt werden kön-
nen.

Der Schulträger legt der Ernennungsbehörde
die Stellenausschreibung, die eingegangenen
Bewerbungen sowie die Aufzeichnungen
über die maßgeblichen Auswahlerwägungen
vor. Stellt die Ernennungsbehörde fest, dass
die Auswahlentscheidung entsprechend den
vorstehenden Grundsätzen erfolgt ist und die
Beförderungsvoraussetzungen im Übrigen
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gegeben sind, ist die Beförderung vorzuneh-
men.

16. Lehrkräfte und Förderlehrer im Angestell-
tenverhältnis

Lehrkräfte und Förderlehrer im Angestellten-
verhältnis, die die fachlichen und pädagogi-
schen Voraussetzungen für die Übernahme in
das Beamtenverhältnis erfüllen, können unter
den gleichen Voraussetzungen wie Lehrkräfte
und Förderlehrer im Beamtenverhältnis mit
der Wahrnehmung von Funktionen beauftragt
werden.
Bei funktionslosen Beförderungen ist eine Hö-
hergruppierung der Lehrkräfte und Förder-
lehrer im Angestelltenverhältnis zu den maß-
gebenden Beförderungszeitpunkten für ver-
gleichbare Beamte möglich. Für die Berech-
nung der erforderlichen „Dienstzeit“ gelten
die laufbahnrechtlichen Bestimmungen ent-
sprechend. Es ist damit beispielsweise eine
fiktive „z.A.-Zeit“ zu berücksichtigen.

17. Ausnahmen

Die Regierungen können Ausnahmen von den
erforderlichen Bewertungsstufen der dienstli-
chen Beurteilung zulassen, wenn auch nach
wiederholter Ausschreibung keine entspre-
chenden Bewerbungen vorliegen, an der un-
verzüglichen Besetzung der Stelle ein dienst-
liches Interesse besteht und der Bewerber im
Übrigen für die Wahrnehmung der Funktion
fachlich geeignet erscheint. Sonstige Ausnah-
men bedürfen der Zustimmung des Staatsmi-
nisteriums.

18. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar
2007 in Kraft.
Gleichlautende und entgegenstehende Rege-
lungen werden zum gleichen Zeitpunkt auf-
gehoben. Insbesondere treten außer Kraft
die KMBek vom 15. Januar 2001 (KWMBl I
S. 34),
das KMS vom 2. April 2002 Nr. IV/6-P
7010/1-4/26 033,
das KMS vom 14. Februar 2003 Nr. IV.6-5 P
7010.1-4.12 889.

E r h a r d

Ministerialdirektor
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223011.114-UK

Zulassung von Lernmitteln

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

für Unterricht und Kultus

vom 21. März 2006 Nr. III.6-5 S 1321.1-5. 26 504

Die nachstehend aufgeführten Lernmittel werden
zum Gebrauch im Unterricht an den bayerischen
Schulen für die im Einzelnen angegebenen Schular-
ten zugelassen.

Die mit * gekennzeichneten Werke verwenden die
neue Rechtschreibung.

1. Lernmittelfreie Lernmittel

Allgemein bildende Schulen

Grundschule

Deutsch – Kombinierte Sprach- und Lesebücher

Ernst Klett Verlag, Stuttgart:

*PIRI Das Sprach-Lese-Buch, v. Auer u.a.:

2: BN 270551, 1. Aufl.06, 19,95 A, ZN 14/06-V
(31.03.06)

Mathematik

Ernst Klett Verlag, Stuttgart:

*Das Zahlenbuch, Ausg. Bayern (neu), v. Wittmann/
Müller:

2: BN 200820, 1. Aufl. 06, 15,50 A, ZN 7/06-V
(31.03.06)

Hauptschule

Ethik

Wolf im Bildungsverlag EINS, Troisdorf:

*Gib mir die Hand, Ausg. Bayern:

Ethik 6: v. Kreutzfeld u.a., BN 72206, 1. Aufl. 06, 17,40
A, ZN 4/06-V (31.03.06)

Kommunikationstechnischer Bereich

Wolf im Bildungsverlag EINS, Troisdorf:

*Kommunikationstechnik:

9/9M: v. Pöschl/Schütz, BN 44046, 1. Aufl. 06, 19,90 A,
ZN 3/06-V (31.03.06)

Mathematik

Cornelsen Verlag, Berlin/München:

*Lernstufen Mathematik, Hauptschule Bayern, Neue
Ausgabe, hrsg. v. Leppig:

M8: BN 520226, 1. Aufl. 06, 17,95 A, ZN 22/06-V
(31.03.06)
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Wolf im Bildungsverlag EINS, Troisdorf:

*Kopf oder Zahl? hrsg. v. Igl:

6: BN 72606, 1. Aufl. 06, 17,60 A, ZN 234/05-V
(31.03.06)

Gymnasium

Deutsch – Lesebücher

C.C. Buchners Verlag, Bamberg:

*Das Buchner Lesebuch, hrsg. v. Hotz/Rötzer:

7: BN 3807, 1. Aufl. 06, 17,40 A, ZN 229/05-G8
(31.03.06)

Griechisch – Lesebücher / Texte mit ausführlicher
inhaltlicher Erläuterung

Aschendorff Verlag, Münster:

H i n w e i s :

Die nachfolgend genannten Werke gelten nach § 17
Abs. 2 ZLV in ihrer bezeichneten Auflage weiterhin
als zugelassen:

Platon, Apologie und Kriton nebst Abschnitten aus
Phaidon, v. Müller, zugel. f.d. OSt., befr. b.z. Abl. d.
Schj. 10/11:

*Text: BN 2224-9, 16. Aufl. 06, 5,20 A, ZN 173/88-G
(31.03.06)

Platon, Protagoras, v. Hempelmann, befr. b.z. Abl. d.
Schj. 10/11:

*Text: BN 2228-1, 5. Aufl. 05, 4,60 A, ZN 125/81-G
(31.03.06)

Latein – Lesebücher / Texte mit ausführlicher inhalt-
licher Erläuterung

Aschendorff Verlag, Münster:

H i n w e i s :

Die nachfolgend genannten Werke gelten nach § 17
Abs. 2 ZLV in ihrer bezeichneten Auflage weiterhin
als zugelassen:

Cicero, De imperio Cn. Pompei und Pro L. Murena, v.
Czapla, zugel. f.d. Jgst. 10 u. 11, befr. b.z. Abl. d. Schj.
10/11:

*Text: BN 2154-4, 2. Aufl. 06, 6,60 A, ZN 194/98-G
(31.03.06)

Cicero, Reden gegen Verres, v. Voigt, befr. b.z. Abl. d.
Schj. 10/11:

*Kommentar: BN 2036-X, 13. Aufl. 06, 5,50 A, ZN
81/88-G (31.03.06)

*Einhart, Vita Karoli Magni, v. Herrmann:

Text: BN 2109-9, 6. Aufl. 05, 3,50 A, ZN 283/80-G
(31.03.06)

Kommentar: BN 2111-0, 5. Aufl. 05, 4 A, ZN 283/80-G
(31.03.06)

*Seneca, Ad Lucilium epistulae morales, v. Kirfel, zu-
gel. f.d. Jgst. 13:

Text: BN 2084-X, 7. Aufl. 06, 5 A, ZN 105/89-G
(31.03.06)

Religionslehre – katholisch

Kösel-Verlag, München:

H i n w e i s :

Das nachfolgend genannte Werk gilt nach § 17 Abs. 2
ZLV in seiner bezeichneten Auflage weiterhin als zu-
gelassen:

Farbe bekennen, v. Loy u.a.:

*12: Grundkurs, BN 50458, 3. durchges. Aufl. 06, 15,95
A, ZN 132/95-G9 (31.03.06), befr. b.z. Abl. d. Schj.
09/10

Wirtschaft und Recht

C.C. Buchners Verlag, Bamberg:

*Buchners Kolleg Wirtschaft und Recht:

1: Volkswirtschaft, v. Bauer u.a., BN 7202, 1. Aufl. 06,
24,40 A, ZN 11/06-G9 (31.03.06), zugel. ab Jgst. 12,
befr. b.z. Abl. d. Schj. 10/11

Berufliche Schulen

Wirtschaftsschule

Betriebswirtschaft

Merkur Verlag, Rinteln:

H i n w e i s :

Das nachfolgend genannte Werk gilt nach § 17 Abs. 2
ZLV in seiner bezeichneten Auflage weiterhin als zu-
gelassen:

*Blickfeld Wirtschaft, v. Speth u.a.:

1: BN 0051-2, 13. Aufl. 06, 14 A, ZN 7/94-W (31.03.06),
zugel. f.d. Jgst. 8

2. Lernmittel, die nur unter den Voraussetzungen
des Art. 21 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen

Schulfinanzierungsgesetzes vom 31. Mai 2000
(GVBl S. 455, KWMBl I S. 251) lernmittelfrei sind

Allgemein bildende Schulen

Gymnasium

Mathematik

Konrad Wittwer, Stuttgart:

*Mathematische Formelsammlung – Gymnasien, BN
87919, 1. Aufl. 06, 9,90 A, ZN 56/05-G (31.03.06); d.
Zul. gilt nicht zum Gebrauch i.d. Abiturprüfung u. bei
sonst. Leistungserhebungen
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3. Nicht lernmittelfreie, aber zulassungspflichtige
Lernmittel

Allgemein bildende Schulen

Grundschule

Deutsch – Die Schriftsprache erwerben

Ernst Klett Verlag, Stuttgart:

*Die Luna-Fibel:

Schreiblehrgang mit Vereinfachter Ausgangsschrift:
v. Meyer-Kioschies u.a., BN 270383, 1. Aufl. 06, 8,25A,
ZN 247/05-V (31.03.06)

Mathematik

Ernst Klett Verlag, Stuttgart:

*Das Zahlenbuch – Arbeitsheft, Ausg. Bayern (neu),
v. Wittmann/Müller:

2: BN 200822, 1. Aufl. 06, 7,25 A, ZN 8/06-V (31.03.06)

Die Zulassung der Unterrichtswerke tritt am
31. März 2006 in Kraft.

E r h a r d

Ministerialdirektor
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